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Zusammenfassung 

Die hochspezialisierte Medizin soll auf interkantonaler Ebene geplant und koordiniert werden. 
Zu diesem Zweck hat die Schweizerische Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen 
und -direktoren (GKD) die Interkantonale Vereinbarung über die hochspezialisierte Medizin 
(IVHSM) beschlossen. Mit dem Beitritt geben die einzelnen Kantone einen Teil ihrer Planungs-
hoheit über die hochspezialisierte Medizin ab. Die interkantonale Planung ermöglicht jedoch 
eine qualitativ hochstehende Versorgung, die effizient und wirtschaftlich organisiert werden 
kann. Verschiedene Expertengutachten weisen zudem darauf hin, dass die Schweiz, wenn sie 
im hochspezialisierten medizinischen Angebot konkurrenzfähig bleiben will, ihre Angebote kon-
zentrieren muss. Medizinische Technologien schlagen sich zunehmend als Kostenfaktor nie-
der. Mit der Konzentration der hochspezialiserten Medizin können die Qualität verbessert und 
die Auslastung der Einrichtungen erhöht werden. Das Krankenversicherungsgesetz verpflichtet 
die Kantone ausdrücklich zu einer gemeinsamen Planung der hochspezialisierten Medizin. Die 
Gestaltung der hochspezialisierten Medizin bleibt mit der vorliegenden Konsenslösung, welche 
die GDK unter den Kantonen herbeiführen konnte, in kantonaler Hand. Tritt der Kanton 
St.Gallen der IVHSM nicht bei, würden die Konkordatskantone oder der Bund die Koordination 
der hochspezialisierten Medizin übernehmen, ohne dass der Kanton St.Gallen darauf Einfluss 
nehmen kann. Mit einem Beitritt bewahrt sich der Kanton St.Gallen seine Mitsprache. Da das 
Kantonsspital das grösste nichtuniversitäre Zentrumsspital der Schweiz ist und in verschiede-
nen Bereichen universitäre Leistungen anbietet, ist es von grosser Bedeutung, dass der Kanton 
St.Gallen bei der Ausgestaltung der Konzentration der hochspezialisierten Medizin auch im 
Beschlussorgan Einsitz nehmen kann. Dies wird mit dem Beitritt zum Konkordat möglich.   

 
 
Frau Präsidentin 
Sehr geehrte Damen und Herren  
 
Wir unterbreiten Ihnen Botschaft und Entwurf des Kantonsratsbeschlusses über den Beitritt des 
Kantons St.Gallen zur Interkantonalen Vereinbarung über die hochspezialisierte Medizin. 
 
 

1. Ausgangslage 

Mit der Interkantonalen Vereinbarung über die hochspezialisierte Medizin (IVHSM) strebt die 
Schweizerische Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren (GDK) 
eine gesamtschweizerische Planung der hochspezialisierten Medizin an. Anstoss dafür bildete 
die Erkenntnis, dass sich neue medizinische Technologien zunehmend als Kostenfaktor nie-
derschlagen. Zudem verspricht die Konzentration solcher Angebote eine bessere Auslastung 
hochspezialisierter Einrichtungen und bessere Qualität. Das Bundesgesetz über die Kranken-
versicherung (SR 832.10; abgekürzt KVG) verpflichtet die Kantone, «eine qualitativ hoch ste-
hende und zweckmässige gesundheitliche Versorgung zu möglichst günstigen Kosten anzu-
streben» (Art. 43 Abs. 6 KVG). Nach Art. 39 KVG dürfen bereits heute nur Spitäler als Leis-
tungserbringer zugelassen werden, die der von einem oder mehreren Kantonen gemeinsam 
aufgestellten Planung für eine bedarfsgerechte Spitalversorgung entsprechen. Im Rahmen der 
KVG-Revision Spitalfinanzierung verpflichtet der Bund die Kantone im Bereich der hochspezia-
lisierten Medizin neu ausdrücklich zu einer gemeinsamen gesamtschweizerischen Planung 
(Art. 39 Abs. 2 KVG in der Fassung gemäss Schlussabstimmung vom 21. Dezember 2007). Im 
Hinblick auf eine bessere Planung und Aufteilung der hochspezialisierten Medizin verlangten 
mehrere parlamentarische Vorstösse auf eidgenössischer Ebene eine schweizerische Spital-
planung für die hochspezialisierte Medizin. In der Hochschulpolitik werden Instrumente einge-
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führt, welche die Zusammenlegung von Studiengängen und die Förderung der grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit anstreben.  
 
 
1.1. Interkantonale Vereinbarung über die Koordination und Konzentration der hoch-

spezialisierten Medizin 

Gleichwohl blieben die bisherigen Anstrengungen zur Koordination der Spitzenmedizin bisher 
wenig erfolgreich. Einem ersten Versuch einer Interkantonalen Vereinbarung war kein Erfolg 
beschieden. Am 25. November 2004 verabschiedete die GDK zwar die Interkantonale Verein-
barung über die Koordination und Konzentration der hochspezialisierten Medizin (IVKKM). Der 
Zürcher Regierungsrat entschied aber im Juli 2005, dem Zürcher Parlament das damalige Ver-
tragswerk nicht zur Ratifikation zu unterbreiten, obschon einige Kantone bereits zugestimmt 
hatten. Die IVKKM sah vor, dass alle Kantone mit Universitätsspitälern beitreten müssen. Die 
IVKKM kam damit nicht zustande. 
 
  
1.2. Gutachten und neuer Entwurf  

Seither wurden verschiedene Gutachten zum Thema der Spitzenmedizin erstellt1 und in mehre-

ren Arbeitsgruppen gestützt auf die dabei gewonnenen Erkenntnisse ein neuer Entwurf einer 
interkantonalen Vereinbarung ausgearbeitet. 
 
 

2. Grundzüge der Vereinbarung 

Mit der von der GDK beschlossenen Vereinbarung werden die Planung und die Aufteilung der 
hochspezialisierten Medizin auf schweizerischer Ebene angestrebt. Mit der Vereinbarung soll 
die Koordination der Konzentration der hochspezialisierten Medizin sichergestellt werden. Der 
Vollzug der interkantonalen Vereinbarung wird durch ein Beschlussorgan erfolgen, das durch 
jene Kantone gewählt wird, die der IVHSM beitreten (Vereinbarungskantone). Ziel ist eine be-
darfsgerechte, qualitativ hochstehende und wirtschaftlich erbrachte medizinische Versorgung. 
 
 
2.1. Delegation von kantonalen Befugnissen  

Mit dem Beitritt zum HSM-Konkordat, geben die Vereinbarungskantone einen Teil Ihrer Pla-
nungshoheit über die Planung der hochspezialisierten Medizin ab. Für die hochspezialisierte 
Medizin soll es in Zukunft statt 26 kantonale Planungen nur noch eine einzige, von allen Kanto-
nen gemeinsam getragene Planung geben. Sie ermöglicht eine effiziente und qualitativ hoch 
stehende Versorgung der Schweizer Bevölkerung mit hochspezialisierten medizinischen Leis-
tungen, deren Erbringung bestimmte Kapazitäten in Form von Personal und Infrastruktur erfor-
dern. Eine solche Planung kann zum Beispiel durch Erhöhung der Fallzahlen in Verbindung mit 
Mindestanforderungen an Kompetenzen und Infrastruktur sowohl mit Bezug auf die Qualität als 
auch auf die Wirtschaftlichkeit der geplanten hochspezialisierten Leistungen bessere Ergeb-

                                                
1  Zu erwähnen sind insbesondere:  

– Anne Gillioz, Comparaison internationale des modèles de planification de la médecine hautement 
spécialisée, 28. Dezember 2005 (im Auftrag der GDK); 

– Pierre Collerette/Peter Morris/Gustav Paumgartner, Organisation der Hochspezialisierten Medizin in der 
Schweiz mit besonderer Berücksichtigung der Kantone Basel-Stadt und Bern, 29. Oktober 2006 (im 
Auftrag der Kantone Basel-Stadt und Bern); 

– Hans-Dieter Daniel, Gutachten Spitzenmedizin, Zusammenfassung und Dokumentation der Stellung-
nahmen ausländischer Experten zu den Fragen des Regierungsrates des Kantons Zürich sowie einer 
Zusatzfrage der GDK, November 2006 (im Auftrag des Kantons Zürich); 

– Markus Spinatsch, Planungsgrundlagen für die hochspezialisierte Medizin, 7. Mai 2007 (im Auftrag der 
GDK); 

– Giovanni Biaggini, Gutachten betreffend die Interkantonale Zusammenarbeit mit Lastenausgleich und den 
Einsatz der Zwangsmittel nach Art. 48a BV, 20. August 2007 (im Auftrag der Konferenz der Kantons-
regierungen). 
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nisse erzielen. Die auf interkantonaler Ebene durchgeführte Planung der hochspezialisierten 
Medizin soll sowohl wirtschaftliche Effizienzpotentiale erschliessen als auch eine qualitativ 
hochstehende Versorgung garantieren.  
 
 
2.2. Keine Allgemeinverbindlicherklärung nach NFA, aber KVG-Planungspflicht  

Das bereits erwähnte Gutachten von Prof. Biaggini (siehe Ziff. 1.2, Fussnote 1) befasste sich 
mit der Frage, ob interkantonale Verträge wie die IVKKM auf der Grundlage der Regelungen 
über die Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung (NFA) allgemeinver-
bindlich erklärt werden können. Das Gutachten kam zum Schluss, dass dies nicht der Fall ist, 
weil die IVKKM keinen Lastenausgleich zwischen den Kantonen herbeiführt. Auch die IVHSM 
enthält keine Verpflichtung zu einem Lastenausgleich. Kantone, die ihr nicht beitreten, werden 
also nicht durch eine Allgemeinverbindlicherklärung des Bundes zur Mitwirkung gezwungen 
werden können.  
 
Nun hat der Bundesgesetzgeber aber im Rahmen der KVG-Revision im Bereich Spitalfinanzie-
rung (Botschaft vom 15. September 2004, BBl 2004 5551 ff.) am 21. Dezember 2007 beschlos-

sen, die Kantone im Bereich der hochspezialisierten Medizin zu einer gemeinsamen gesamt-
schweizerischen Planung zu verpflichten (Referendumsvorlage BBl 2008 9). Für den Fall, dass 
die Kantone dieser Aufgabe nicht zeitgerecht nachkommen sollten, sieht das Krankenversiche-
rungsgesetz vor, diese Planung dem Bundesrat zu übertragen (Art. 39 Abs. 2 KVG gemäss 
Botschaft des Bundesrates, BBl 2004 5593). Das revidierte KVG wird voraussichtlich 2009 in 

Kraft treten. Kommt also die IVHSM nicht zustande, wird der Bundesrat die Planung der hoch-
spezialisierten Medizin übernehmen.  
 
Die Gestaltung der hochspezialisierten Medizin bleibt mit der vorliegenden Konsenslösung, 
welche die GDK unter den Kantonen herbeiführen konnte, in kantonaler Hand. Tritt der Kanton 
St.Gallen der IVHSM nicht bei, würden die Konkordatskantone oder der Bund die Koordination 
der hochspezialisierten Medizin übernehmen, ohne dass der Kanton St.Gallen darauf Einfluss 
nehmen kann. Mit einem Betritt bewahrt sich der Kanton St.Gallen seine Mitsprache. Da das 
Kantonsspital das grösste nichtuniversitäre Zentrumsspital der Schweiz ist und in verschiede-
nen Bereichen universitäre Leistungen anbietet, ist es von grosser Bedeutung, dass der Kanton 
St.Gallen bei der Ausgestaltung der Konzentration der hochspezialisierten Medizin auch im 
Entscheidorgan Einsitz hat. Dies wird mit dem Beitritt zum Konkordat möglich. 
 
 
2.3. Welche Leistungen sind hochspezialisiert?  

2.3.1. Kriterienkatalog  

Schon im Vorfeld der Arbeiten rund um die IVKKM sind verschiedene Arbeitsgruppen daran 
gescheitert, die hochspezialisierte Medizin abschliessend zu definieren. Auch im Rahmen der 
IVHSM wird auf eine starre Definition verzichtet. Der Anwendungsbereich der IVHSM wird aber 
durch folgende vier Kriterien festgelegt: Die hochspezialisierte Medizin muss verschiedene 
Leistungen oder Leistungsbereiche umfassen, die gekennzeichnet sind durch:  
a)  ihre Seltenheit; 
b)  ihr hohes Innovationspotenzial; 
c)  einen hohen personellen oder technischen Aufwand; 
d) komplexe Behandlungsverfahren.  
 
Dabei genügt es aber nicht, wenn nur eines dieser vier Kriterien bejaht werden kann. Die Sel-
tenheit muss im jedem Fall gegeben sein und zusätzlich zwei weitere Kriterien, damit von hoch-
spezialisierter Medizin gesprochen werden kann (Art. 1 IVHSM).  
 
Die Leistungsbereiche, die hochspezialisierte Leistungen enthalten können, werden künftig in 
einer dynamischen, das heisst bei Bedarf abänderbaren Liste aufgeführt. Was auf die Liste 
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aufgenommen wird, wird beim Vollzug der IVHSM durch die in der Vereinbarung vorgesehenen 
Organe bestimmt.  
 
2.3.2. Mögliche Beispiele  

Im Anhang zum erläuternden Bericht der GDK zur IVHSM werden Beispiele von Disziplinen 
aufgeführt, die hochspezialisierte medizinische Leistungen enthalten können. Eine ähnliche 
Beispielliste enthielten schon die Unterlagen zur IVKKM. Aufgrund der verschiedenen, zur 
hochspezialisierten Medizin seither vorgelegten Gutachten (siehe Ziff. 1.2, Fussnote 1) wurden 
diese Beispiele noch ergänzt. Bei den in dieser Liste erwähnten Leistungsbereichen ist nicht 
der gesamte Bereich als hochspezialisiert anzusehen. Vielmehr enthalten die aufgeführten Be-
reiche einzelne hochspezialisierte Leistungen, deren Abgrenzung beim Vollzug der IVHSM 
durch die dort vorgesehenen Organe vorgenommen werden soll. Die Liste ist nicht Bestandteil 
der Vereinbarung. Sie enthält lediglich eine illustrative Auflistung der Leistungen bzw. Leis-
tungsbereiche, die Anlass für eine Zuordnung zur hochspezialisierten Medizin geben könnten. 
Um die hochspezialisierte Medizin zu definieren, wird eigens ein Fachorgan eingesetzt, das 
aufgrund verschiedener, in der Vereinbarung festgelegten Kriterien dem Beschlussorgan An-
träge auf Aufnahme und Streichung von HSM-Leistungen vorbereitet.  
 
2.3.3. Wo wird der Kanton St.Gallen berührt? 

Die nachfolgend aufgeführte Liste hat also nur beispielhaften Charakter. Fett hervorgehoben 
sind die Bereiche, in denen der Kanton St.Gallen tangiert werden könnte, wenn diese Leistun-
gen, die vom Fachorgan noch zu definieren sind tatsächlich auf die Liste der hochspezialisier-
ten Medizin aufgenommen werden sollten. Das Kantonsspital St.Gallen oder das Ostschweizer 
Kinderspital St.Gallen bieten Leistungen in diesen Bereichen an:  

– Einzelne spezialisierte Leistungen aus der Neurochirurgie 

– Interventionelle Neuroradiologie 

– Einzelne spezialisierte Leistungen aus der Herzchirurgie am Erwachsenen  

– Einzelne spezialisierte Leistungen aus der Gefässchirurgie 

– Kinderherzchirurgie und -kardiologie 

– Intensivmedizin bei Kindern 

– Melanome u.a. Tumore in der Ophthalmologie 

– Einzelne spezialisierte Leistungen aus der Kiefer- und Gesichtschirurgie 

– Hämatopoïetische Stammzellen-Transplantation: allogene 

– Herztransplantation 

– Lungentransplantation 

– Lebertransplantation 

– Pankreastransplantation 

– Dünndarmtransplantation 

– Nierentransplantation 

– Positronen-Emissions-Tomographie 

– Protonen-Strahlentherapie 

– Verbrennungen (schwere Fälle, z.B. grösser als 20 Prozent der Oberfläche oder intensivpflichtig) 

– Extrakorporale (Nieren-, Gallen-) Steinzertrümmerung durch Stosswellen 

– Molekulare Genetik 

– Geschlechtsumwandlung 

 
2.3.4. Auswirkungen der IVHSM auf das Leistungsangebot im Kanton St.Gallen  

Durch den Vollzug der IVHSM wäre es theoretisch möglich, dass die fett hervorgehobenen 
Leistungen bzw. Teile davon im Kanton St.Gallen entfallen könnten. Sie dürften in unserem 
Kanton nicht mehr zu Lasten der obligatorischen Krankenpflegeversicherung (OKP) durchge-
führt werden. Dies aber immer vor dem Hintergrund, dass diese Leistungen als hochspeziali-
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sierte Medizin definiert würden. Ob im Kanton St.Gallen überhaupt eine Leistungseinschrän-
kung erfolgen wird, ist deshalb zum jetzigen Zeitpunkt schwer abzuschätzen, zumal das Ange-
bot, welches als hochspezialisierte Medizin bezeichnet wird, auch einem hohen dynamischen 
Wandel unterworfen ist. Es ist davon auszugehen, dass sich die Konzentration auf ein enges 
Themenfeld beschränkt. Massgebend sind die aufgrund der Vorbereitungsarbeiten und der 
Anträge der Fachkommission getroffenen Allokationsentscheidungen des Beschlussorgans. 
Dessen Zusammensetzung und die in der IVHSM festgelegten Regeln für seine Entscheidun-
gen sind daher wichtig.  
 
Die vorgesehenen Wahlen und Entscheidregeln garantieren zwar nicht, dass sämtliche Leis-
tungen der hochspezialisierten Medizin im Kanton St.Gallen weiterhin angeboten werden kön-
nen. Die Vereinbarung hat aber gerade zum Zweck, die hochspezialisierte Medizin zu koordi-
nieren und zu konzentrieren. Die beteiligten Spitäler, insbesondere die Universitätsspitäler, wo 
in grösserem Umfang solche Leistungen an verschiedenen Standorten konzentriert werden 
müssen, werden Änderungen an ihrem bisherigen Leistungskatalog erfahren. Die Stellung des 
Kantons St.Gallen als Standort zweier grosser Zentrumsspitäler entspricht zwar nicht ganz je-
ner der Universitätsspitäler, hebt sich aber von der jener Kantone ab, die nicht tangiert sind. 
Zwei der zehn Sitze im Beschlussorgan sind Kantonen «mit einem grossen Zentrumsspital, das 
interkantonale Leistungsaufgaben wahrnimmt» vorbehalten (Art. 3 Abs. 1 IVHSM). In Frage für 
diese zwei Sitzen kommen die Kantone Luzern, Aargau und St.Gallen, womit der Kanton 
St.Gallen in der Regel im Beschlussorgan vertreten sein wird.  
 
Zudem können das Kantonsspital St.Gallen und das Ostschweizer Kinderspital über die Bil-
dung von Netzwerken mit Universitätsspitälern die im Kanton St.Gallen angebotenen Leis-
tungssegmente stärken, wodurch auch zusätzliche Leistungen in den Kanton fliessen könnten.  
 
 
2.4. Beitrittsgründe  

Mit dem Beitritt zur IVHSM wahrt der Kanton St.Gallen Mitspracherechte bei der Koordination 
und Konzentration hochspezialisierter medizinischer Leistungen. Kommt die IVHSM nicht zu-
stande, wird der Bund gestützt auf das Krankenversicherungsgesetz (Art. 39 Abs. 2 KVG) die 
Planung der hochspezialisierten Medizin übernehmen. Wie der Bund die Koordination ausge-
stalten würde, ist zwar offen. Der Einfluss der Kantone wäre aber bei einer Bundeslösung je-
denfalls viel geringer, als beim vorgesehenen, unter den Kantonen ausgehandelten Konkordat. 
Zu befürchten ist auch, dass der Bund sich auf die Universitätsspitäler fokussieren würde, wo ein 
grosser Teil der hochspezialisierten Medizin erbracht wird. Die Kantone mit nichtuniversitären 
Zentrumsspitälern – mit universitärem Leistungsangebot – dürften dagegen an Gewicht verlieren.  
 
 
2.5. Zeitplan  

Die GDK hat die IVHSM am 14. März 2008 verabschiedet. Die Kantone sind nun eingeladen, 
der IVHSM beizutreten. Diese Ratifizierung soll bis Dezember 2008 abgeschlossen sein. Pa-
rallel dazu beginnt die Konkretisierung der durchzuführenden Planung. Am 1. Januar 2009 tritt 
die revidierte Fassung von Art. 39 KVG in Kraft, gleichzeitig sollen das Beschluss- und das 
Fachorgan die konkreten Arbeiten aufnehmen können. 
 
 
2.6. Planung und Entscheidungsprozedere  

2.6.1. Planung 

Nach Inkrafttreten haben die Vereinbarungskantone bzw. die von ihnen eingesetzten Vereinba-
rungsorgane gut ein Jahr Zeit für die gemeinsame Planung. Danach ist eine Frist von drei Jah-
ren für die Umsetzung vorgesehen.  
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2.6.2. Zuständigkeiten 

Im Gegensatz zur IVKKM, wo mit der damals vorgesehenen Commission intercantonale pour la 
concentration de la médicine hautement spécialisée (CICOMS) eine Vermischung von politischer 
und fachlicher Ebene stattgefunden hätte, werden im Rahmen des IVHSM die beiden Ebenen 
strikt getrennt. Ein von Vereinbarungskantonen eingesetztes Beschlussorgan soll die Vereinba-
rung vollziehen. Es wählt ein Fachorgan aus unabhängigen Experten, das seine Beschlüsse in 
fachlicher Hinsicht vorbereitet. Das Beschlussorgan bestimmt die Strategie der hochspezialisier-
ten Medizin, legt die entsprechende Planungen fest, überprüft deren Umsetzung und evaluiert die 
Ergebnisse. Das Fachorgan stellt begründete Anträge an das Beschlussorgan. 
 
2.6.3. Entscheidungswege 

 
 
2.6.4. Planungsgrundsätze 

Die gesamtschweizerische Planung ist leistungsorientiert auszugestalten. Planungsgegenstand 
sind deshalb nicht etwa die Spitalbetten, sondern die medizinischen Leistungen, für die be-
stimmte Kapazitäten in Form von Personal und Infrastruktur erforderlich sind.  
 
Ab dem Zeitpunkt, da die interkantonale Planung definitiv verabschiedet ist, dürfen die Verein-
barungskantone auf ihren Spitallisten für die Zulassung von Spitälern zur Krankenversicherung 
nach Art. 39 KVG keine Anbieter oder Kapazitäten der hochspezialisierten Medizin aufführen 
oder einschliessen, die nicht vom Beschlussorgan gutgeheissen worden sind. Bereichsweise 
können vom Beschlussorgan Übergangsfristen gewährt werden. 
 
 

3. Finanzen 

Es ist zu unterscheiden zwischen den durch den Vollzug der IVHSM verursachten zusätzlichen 
Kosten in Form von anfallenden Verwaltungskosten bei den Organen und den Kantonen sowie 
der Abgeltung derjenigen Kosten, die bei der Erbringung der einzelnen Leistungen der hoch-
spezialisierten Medizin entstehen. 
 

GDK-Mitglieder der Vereinbarungskantone 

HSM-Beschlussorgan 

HSM-Fachorgan 

Arbeits-
gruppe 

Arbeits-
gruppe 

Arbeits-
gruppe 

Experten 

 

KANTONE 

Wahl 
WAH
L 

Wahl Anträge Planungsweisung 
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3.1. Finanzierung der einzelnen hochspezialisierten medizinischen Leistungen  

Im Konkordat sind keine Regeln über die Finanzierung der einzelnen Leistungen der hochspe-
zialisierten Medizin enthalten. Die Finanzierung richtet sich nach den geltenden Bestimmungen 
des Sozialversicherungsrechts des Bundes. Der Kanton muss bereits heute die Versorgung der 
Kantonsbevölkerung mit hochspezialisierten medizinischen Leistungen mitfinanzieren, sei es, 
indem er Betriebsbeiträge an entsprechende interkantonale Leistungserbringer ausrichtet (Bei-
spiel: Vereinbarung mit dem Universitätsspital Zürich betreffend Herzchirurgie), sei es durch die 
krankenversicherungsrechtlich vorgegebene Kostenbeteiligungspflicht bei Leistungen, die im 
Kanton St.Gallen nicht angeboten werden, was bei spitzenmedizinischen Leistungen meist der 
Fall ist (medizinisch indizierte ausserkantonale Hospitalisationen nach Art. 41 KVG). Kann die 
Leistung innerkantonal erbracht werden, ist der Kanton an den anfallenden Kosten über das 
Globalkreditsystem nach den Vorschriften des Gesetzes über die Spitalverbunde an den Kos-
ten beteiligt.  
 
Erst nach den Entscheidungen des Beschlussorgans (und allfälliger darauf folgender Rechts-
mittelverfahren) wird feststehen, welche Leistungen als Leistungen der hochspezialisierten Me-
dizin koordiniert und konzentriert werden. Es können daher hier auch keine Angaben darüber 
gemacht werden, in welchem Umfang der Kanton St.Gallen sich an den Kosten ausserkantonal 
erbrachter Leistungen dieser hochspezialisierten Medizin beteiligt.  
 
 
3.2. Kosten des Vollzugs der IVHSM 

3.2.1. Kosten auf Ebene der GDK 

Auf Ebene der GDK werden durch den Vollzug der IVHSM zusätzliche Verwaltungskosten an-
fallen, die nach Art. 10 IVHSM von den der Vereinbarung beigetretenen Kantonen entspre-
chend ihrer Einwohnerzahl anteilmässig getragen werden. Voraussichtlich werden sich die 
Kosten auf rund 450'000 Franken je Jahr belaufen. Im Wesentlichen fallen neben Sekretariats-
kosten Entschädigungen für das Fachorgan und Auslagen für externe vergebene vertiefte 
Analysen in einzelnen Bereichen an sowie Kosten für ein Monitoring, das die Übersicht zu den 
HSM-Leistungen gewährleistet.  
 
3.2.2. Kosten auf Ebene des Kantons 

Nach Art. 39 Abs. 1 Bst. d KVG ist der Kanton bereits heute verpflichtet, eine Planung für eine 
bedarfsgerechte Spitalversorgung der Kantonsbevölkerung zu erstellen. Dazu muss er perso-
nelle und finanzielle Ressourcen aufwenden. In Zukunft werden diese Ressourcen teilweise in 
die im Rahmen der IVHSM zu leistende gesamtschweizerische Planung der hochspezialisier-
ten Medizin einfliessen.  
 
Die jährlichen Kosten des Vollzugs der IVHSM werden von den Kantonen im Verhältnis zu ihrer 
Bevölkerung getragen werden müssen. Die Summe soll über das reguläre Budget der GDK 
abgegolten werden. Sollten alle Kantone der Vereinbarung beitreten, würde der Beitrag an die 
GDK des Kantons St.Gallen mit seinem Anteil von rund 6.2 Prozent der schweizerischen Be-
völkerung sich um rund 28'000 Franken jährlich erhöhen.  
 
 

4. Rechtliches 

4.1. Zuständigkeit 

4.1.1. Gesetzliche Zuständigkeitsregelung 

Nach Art. 65 der Kantonsverfassung (sGS 111.1; abgekürzt KV) genehmigt der Kantonsrat 
Abschluss und Kündigung zwischenstaatlicher Vereinbarungen mit Verfassungs- und Geset-
zesrang. Gesetzesrang hat ein Erlass nach Art. 67 Bst. a KV, wenn in allgemeiner Form 
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«Rechte und Pflichten von Privaten sowie von Kanton, Gemeinden und anderen öffentlich-
rechtlichen Körperschaften festgelegt werden».  
 
4.1.2. Gesetzesrang der IVHSM  

Mit der IVHSM verpflichtet sich der Kanton St.Gallen in gewissen Bereichen der hochspeziali-
sierten Medizin zur Koordination mit anderen Kantonen (Art. 1). Er überträgt Planungsbefug-
nisse einem interkantonalen Organ. Den Geltungsbereich der IVHSM bestimmt die Vereinba-
rung nicht definitiv. Das Beschlussorgan trifft die definitiven Planungsentscheidungen (Art. 3 
Abs. 3) betreffend der Zuordnung. Der Kanton St.Gallen überträgt also mit dem Beitritt zur 
IVHSM seine Spitalplanungsbefugnisse auf ein gesamtschweizerisches Gremium. Nach dem 
Wortlaut von Art. 28 des Gesundheitsgesetzes (sGS 311.1; abgekürzt GesG) sorgt die Regie-
rung «in Zusammenarbeit mit den Gemeinden und durch Vereinbarung mit anderen Kantonen 
und Staaten für eine zweckdienliche Spitalplanung». Die IVHSM ist zwar eine Vereinbarung mit 
anderen Kantonen über die Spitalplanung, gleichwohl bildet Art. 28 GesG keine ausreichende 
gesetzliche Grundlage für den Beitritt zur IVHSM. Denn der Kanton St.Gallen sorgt mit dem 
Beitritt zur IVHSM nicht nur für die Spitalplanung, sondern er geht einen Schritt weiter: Er ver-
traut mit dem Beitritt auch den Entscheid über die örtliche Ansiedlung gewisser Bereiche der 
medizinischen Versorgung (Ressourcenallokation) dem HSM-Beschlussorgan an. Sofern eine 
Mehrheit des Beschlussorgans der IVHSM entsprechend abstimmt, können diese Bereiche 
auch gegen den Widerstand des Kantons St.Gallen verändert werden. Nach Art. 39 Abs. 2 Bst. 
d KVG können grundsätzlich nur Spitäler Leistungen zu Lasten der obligatorischen Kranken-
pflegeversicherung (OKP) erbringen, die «der von einem oder mehreren Kantonen gemeinsam 
aufgestellten Planung für eine bedarfsgerechte Spitalversorgung entsprechen». Weist das Be-
schlussorgan eine Leistung der hochspezialisierten Medizin einem Spital zu, so liegt eine von 
mehreren Kantonen gemeinsam aufgestellte Planung vor (Art. 3 Abs 4 IVHSM). Der Kanton 
verpflichtet sich weiter, seine Spitalliste den Allokationsentscheiden des Beschlussorgans ent-
sprechend zu gestalten. Einrichtungen oder Kapazitäten der hochspezialisierten Medizin, die 
nicht vom Beschlussorgan gutgeheissen worden sind, dürfen nicht mehr auf der Spitalliste auf-
geführt werden (Art. 9). Der IVHSM kommt damit inhaltlich Gesetzesrang zu, weshalb für den 
Abschluss der interkantonalen Vereinbarung der Kantonsrat und nicht die Regierung zuständig 
ist.  
 
 
4.2. Referendum 

Zwischenstaatliche Vereinbarungen unterstehen dem fakultativen Referendum, wenn ihnen 
nach Massgabe ihres Inhalts Gesetzesrang zukommt (Art. 49 KV). Nachdem der IVHSM Ge-
setzesrang zukommt, ist der Genehmigungsbeschluss dem fakultativen Referendum zu un-
terstellen (Art. 5 Gesetz über Referendum und Initiative, sGS 125.1).  
 
 

5. Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen der IVHSM 

Die bei den jeweiligen Artikeln gesetzten Überschriften stimmen nicht überall mit den Randtiteln 
der jeweiligen IVHSM-Artikel überein, sondern dienen der besseren Übersicht.  
 
Art. 1  Zweck  

Die IVHSM bezweckt, dass die Kantone die hochspezialisierte Medizin in der Schweiz gemein-
sam planen, damit in diesem Bereich zugleich eine bedarfsgerechte, qualitativ hochstehende 
und wirtschaftlich erbrachte medizinische Versorgung gewährleistet werden kann. 
 
Von den genannten Kriterien, die den Anwendungsbereich der hochspezialisierten Medizin 
festlegen, müssen wenigstens drei einschliesslich desjenigen der Seltenheit vorliegen, damit 
eine Zuordnung in den Bereich der hochspezialisierten Medizin erfolgen kann (siehe vorne Ziff. 
2.3.1). Dadurch soll der Interpretationsspielraum für das Beschlussorgan nicht zu gross sein 
und nicht beliebige Leistungen zur hochspezialisierten Medizin erklärt werden. 
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Art. 2  Träger der Vereinbarung  

Träger der Vereinbarung sind die Kantone, die der Vereinbarung beitreten. Die in der GDK-
Plenarversammlung vertretenen Regierungsmitglieder dieser Kantone wählen das Beschluss-
organ, dem der Vollzug der Vereinbarung obliegt und das auch das Fachorgan und das Sek-
retariat einsetzt. 
 
Art. 3 Beschlussorgan 

Abs.1 legt die Zusammensetzung des Beschlussorgans fest. Darin vertreten sind die Kantone 

mit Universitätsspital (Zürich, Bern, Basel-Stadt, Waadt und Genf), d.h. die Gesundheitsdirekto-
rinnen und Gesundheitsdirektoren dieser fünf Kantone. Aus den Vereinbarungskantonen ohne 
Universitätsspital wählen die Vereinbarungskantone weitere fünf Kantone ins Beschlussorgan. 
Wenigstens zwei dieser fünf Kantone müssen Kantone mit einem grossen Zentrumsspital sein, 
das interkantonale Versorgungsaufträge wahrnimmt. Mit dem Kantonsspital St.Gallen und dem 
Ostschweizer Kinderspital St.Gallen verfügt der Kanton St.Gallen über zwei solche Zentrums-
spitäler. Der Kanton St.Gallen gehört also zu den Ständen, denen einer der zwei für diese Ver-
einbarungskantone reservierten Sitze eingeräumt werden kann. Die Mitglieder der GDK-Ple-
narversammlung sind die jeweils für den Bereich des Gesundheitswesens zuständigen Mitglie-
der der Kantonsregierungen. Ihre Mitgliedschaft in der Plenarversammlung wie auch im Be-
schlussorgan steht somit grundsätzlich in Abhängigkeit mit ihrer Funktion in der Kantonsregie-
rung. Da die Kantone mit der gemeinsamen Planung der hochspezialisierten Medizin einen 
Auftrag aus dem KVG erfüllen, kann das Bundesamt für Gesundheit (BAG) eine Person in das 
Beschlussorgan delegieren. Dasselbe gilt auch für den Dachverband der Dachversicherer 
(santésuisse), da die obligatorische Krankenpflegeversicherung einen Teil der HSM-Leistungen 
mitfinanziert. Da die Planungen auch mit den Tätigkeiten der medizinischen Fakultäten abge-
stimmt werden müssen, ist auch die Schweizerische Universitätskonferenz (SUK) vertreten. 
BAG, santésuisse und SUK haben aber nur beratende Stimme. Ihre Vertreter werden nicht von 
den Vereinbarungskantonen gewählt, sondern durch ihre Institution bestimmt.  
 
Abs. 2 bestimmt die Wahlmodalitäten des Beschlussorgans. Um zu verhindern, dass immer 
dieselben Kantone mit Zentrumsspital im Beschlussorgan vertreten sind, wird für dieses eine 
Wahldauer von zwei Jahren vorgesehen. Die Wiederwahl ist aber möglich. Gewählt wird das 
Beschlussorgan von den Mitgliedern der GDK-Plenarversammlung, die der Vereinbarung bei-
getreten sind. Ob sich Mitglieder des Beschlussorgans, d.h. die Gesundheitsdirektorinnen oder 
Gesundheitsdirektoren der Kantone, die in das Beschlussorgan gewählt worden sind (oder aus 
einem Kanton mit Universitätsspital stammen), sich im Beschlussorgan vertreten lassen kön-
nen, richtet sich nach den Statuten der GDK. Diese bestimmen in Art. 5 Abs. 2, dass sich ein 
Mitglied in begründeten Ausnahmefällen vertreten lassen kann.  
 
Die Abs. 3 bis 6 beschreiben die Aufgaben des Beschlussorgans. Als politisches Organ erhält 
es abschliessende Entscheidkompetenzen. Insbesondere bestimmt das Beschlussorgan die 
Bereiche der hochspezialisierten Medizin, die auf dem Gebiet der Schweiz einer Konzentration 
bedürfen. Wird entschieden, dass ein Bereich der hochspezialisierten Medizin zu konzentrieren 
ist, also die entsprechenden Leistungen nur noch an bestimmten Standorten erbracht werden 
dürfen, wird dieser Bereich in der gemeinsamen Spitalliste der Vereinbarungskantone für die 
hochspezialisierte Medizin aufgenommen und einem bestimmten Standort zugeteilt. Die Zutei-
lungsentscheide werden befristet. Die Liste ist dynamisch, das heisst sie wird periodisch über-
prüft und gegebenenfalls angepasst.  
 
Bevor das Beschlussorgan über die Aufnahme in die Liste und die Zuteilung entscheidet, hat 
es die Stellungnahme des Fachorgans einzuholen. Abs. 5 sieht weiter vor, dass das Be-
schlussorgan die gleichen Kriterien zu beachten hat, wie das Fachorgan (siehe Art. 4 Abs. 4). 
 
Für den Fall, dass keine einvernehmliche Entscheidung getroffen werden kann, sieht Abs. 7 
Beschlussquoren vor: Ein Beschluss erfordert kumulativ zum einen die Zustimmung von we-

nigstens vier Mitgliedern aus Vereinbarungskantonen mit Universitätsspital und zum anderen 
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von vier Mitgliedern der anderen Vereinbarungskantone. Kein Kanton hat also für sich allein ein 
Vetorecht. Es ist die Ablehnung von wenigstens zwei der fünf Kantone mit Universitätsspital 
oder von wenigstens zwei der fünf anderen, im Beschlussorgan vertretenen Kantone erforder-
lich. Das Kantonsspital St.Gallen ist das grösste nichtuniversitäre Zentrumsspital der Schweiz. 
Da bei den fünf Kantonen ohne Universitätsspital zwei Kantone mit grossen Zentrumsspitälern 
vertreten sein werden, sind die Interessen der nichtuniversitären Spitäler bzw. deren Träger-
kantone angemessen vertreten, wenn auch keine Garantie besteht, dass der Kanton St.Gallen 
stets Einsitz im Beschlussorgan hat.  
 
Art. 4 Fachorgan 

Das Fachorgan soll aus höchstens 15 unabhängigen Experten bestehen. Damit sind vor allem 
ungebundene akademische Fachleute (z.B. Universitätsprofessorinnen und Universitätsprofes-
soren) aus verschiedenen medizinischen, aber auch ökonomischen Fachbereichen gemeint. 
Die Mitglieder sollen sich bei ihren Entscheidungen ausschliesslich von ihrer fachlichen Mei-
nung leiten lassen und keine Interessen ihres Herkunftsortes vertreten. Zur weiteren Gewähr-
leistung der Unabhängigkeit, sollen auch ausländische Experten berücksichtigt werden. Durch 
ein Interessenregister soll für Transparenz gesorgt werden. Das Beschlussorgan bestimmt die 
Eignungskriterien und das Auswahlverfahren. Das Fachorgan soll so zusammengesetzt sein, 
dass fundiertes Wissen in den Bereichen Medizin, Gesundheitsökonomie, Health Technology 
Assessments und Ethik zur Verfügung steht. 
 
Die Experten des Fachorgans werden nach Abs. 2 durch das Beschlussorgan für eine Dauer 
von zwei Jahren gewählt. Auch hier ist eine Wiederwahl möglich, wodurch eine grösstmögliche 
Kontinuität im Ablauf der fachlichen Arbeit gewährleistet werden soll. 
 
Abs. 3 umschreibt die Aufgaben des Fachorgans. Es bereitet die Entscheidungen des Be-
schlussorgans vor und stellt diesem begründete Anträge. Dabei berücksichtigt das Fachorgan 
die in Abs. 4 genannten Kriterien. Beim Kriterium der Wirtschaftlichkeit (Art. 4 Abs. 4 Ziff. 2 Bst. 
d IVHSM) sollten auch die Kosten eines allfälligen Aus- oder Abbaus von Kapazitäten an den 
betroffenen Standorten berücksichtigt werden. 
 
Kann keine einvernehmliche Entscheidung getroffen werden bestimmt Abs. 5, dass ein Be-
schluss mit dem einfachen Mehr der anwesenden Mitglieder gefasst wird, wobei wenigstens 
zwei Drittel der Mitglieder anwesend sein müssen. Die Ausstandsregeln werden vom Be-
schlussorgan festgelegt. 
 
Art. 5 und 6. Projektsekretariat, Geschäftsreglemente 

Das Beschlussorgan setzt ein Projektsekretariat ein, welches das Beschluss- und das Fachor-
gan organisatorisch und technisch unterstützt. Es soll zur Koordination der beiden Organe, 
sowie als Ansprechpartner für externe Stellen dienen. 
 
Um die Einzelheiten der Beschlussfassung und der Arbeitsweise zu regeln, geben Beschluss- 
und Fachorgan sich jeweils ein Geschäftsreglement. Das Reglement des Fachorgans ist vom 
Beschlussorgan zu genehmigen. 
 
Art. 7 und 8.  Planungsgrundsätze  

Art. 7 legt die Grundsätze fest, die Fach- und Beschlussorgan bei der gesamtschweizerischen 
Planung der hochspezialisierten Medizin zu beachten haben. Zur Gewinnung von Synergien ist 
darauf zu achten, dass die zu konzentrierenden medizinischen Leistungen einigen wenigen 
universitären oder multidisziplinären Zentren (zu letzteren gehört beispielsweise das Kantons-
spital St.Gallen) zugeteilt werden. Damit wird der Tatsache Rechnung getragen, dass in ver-
schiedenen Fachbereichen HSM-Leistungen auch in (nichtuniversitären) Zentrumsspitälern 
erbracht werden können, weil auch dort eine Anbindung an die universitäre Lehre und For-
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schung sichergestellt werden kann oder in multidisziplinären Teams mit hohem Qualitätsniveau 
gearbeitet werden kann.  
 
Multidisziplinäre Patientenbetreuung bedeutet, dass Patientinnen und Patienten von Fachper-
sonen aus verschiedenen Disziplinen gemeinsam betreut werden und Probleme aus den ver-
schiedenen Blickwinkeln diskutiert und unter Mitwirkung der entsprechende Spezialisten gelöst 
werden sollen. Diese Fachleute verfolgen gemeinsam den Verlauf der Behandlung. Je nach 
Krankheit und Behandlungsphase können diese multidisziplinären Teams unterschiedlich zu-
sammengesetzt sein.  
 
Die Planung des medizinischen Leistungsbereichs und jene im Bereich der Forschung sollen 
aufeinander abgestimmt werden (Art. 7 Abs. 2). Keiner der beiden Planungsbereiche geniesst 
Vorrang. Nach Art. 7 Abs. 8 kann die Planung in Stufen erfolgen. Das bedeutet, dass die ein-
zelnen Bereiche der hochspezialisierten Medizin schrittweise geplant und zugeteilt werden, 
also nicht die gesamte hochspezialisierte Medizin auf einen Schlag geregelt werden muss. 
Zum anderen erlaubt die stufenweise Planung auch, dass eine medizinische Leistung z.B. in 
den ersten drei Jahren nach dem Zuteilungsentscheid durch drei Zentren und anschliessend je 
nach Entwicklung nur noch an zwei Zentren angeboten werden darf.  
 
Art. 9 Auswirkungen auf die kantonale Spitalliste 

Art. 9 macht deutlich, dass die Kantone ihre Planungshoheit in den im Anhang der Vereinba-
rung aufgeführten Bereichen an das Beschlussorgan abgeben. Sobald die interkantonale Pla-
nung durch das Beschlussorgan definitiv verabschiedet worden ist, gelten abweichende Spital-
listen der Kantone im Umfang der Abweichung als aufgehoben. Die Vereinbarungskantone 
können auf ihren Spitallisten für die Zulassung von Spitälern zur Krankenversicherung nach 
Art. 39 KVG dann also auch nicht mehr rechtswirksam Anbieter oder Kapazitäten der hochspe-
zialisierten Medizin aufführen oder einschliessen, die nicht der Planung des Beschlussorgans 
entsprechen.  
 
Art. 10 Finanzierung  

Die IVHSM regelt die Finanzierung der einzelnen Leistungen der hochspezialisierten Medizin 
nicht (siehe vorne Ziff. 3.1). Art. 10 regelt die Verteilung der Kosten, die aus dem Vollzug der 
IVHSM entstehen werden. Sie werden sich schätzungsweise auf 450'000 Franken je Jahr be-
laufen. Sie werden von den Vereinbarungskantonen entsprechend ihrer Einwohnerzahl getra-
gen. Die Summe soll über das reguläre Budget der GDK abgegolten werden. Sollten alle Kan-
tone der Vereinbarung beitreten, würde der Anteil des Kantons St.Gallen gut 16'000 Franken 
betragen (siehe vorne Ziff. 3.2.2).  
 
Art. 11 Streitbeilegung 

Statt ein eigenes Verfahren für die Beilegung von Differenzen aus der Vereinbarung festzule-
gen, werden die Regeln anwendbar erklärt, die nach der Rahmenvereinbarung für die inter-
kantonale Zusammenarbeit mit Lastenausgleich (sGS 813.31; abgekürzt IRV) bei der Streit-
beilegung massgebend sind (Art. 31 ff. IRV). Mit der Verpflichtung zur Teilnahme an Streitbei-
legungsverfahren sollen Klagen ans Bundesgericht aus Streitigkeiten zwischen Kantonen nach 
Art. 120 Abs. 1 Bst. b des Bundesgesetzes über das Bundesgericht (SR 173.110; abgekürzt 
BGG) vermieden werden. 
 
Art. 12 Verfahrensrecht und Rechtsmittel  

Art. 53 KVG bestimmt, dass gegen Beschlüsse der Kantonsregierungen nach Art. 39 KVG 
beim Bundesverwaltungsgericht Beschwerde geführt werden kann. Der Entscheid mit dem das 
Beschlussorgan in Vollzug von Art. 39 KVG die gemeinsame Spitalliste festsetzt und damit 
gleichzeitig Leistungen der hochspezialisierten Medizin einer stationären Einrichtung als Leis-
tungserbringer im Sinne des KVG zuteilt, ist ein solcher Beschluss. Entscheide des Beschluss-
organs können also direkt angefochten werden.  
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Da es kein interkantonales Verfahrensrecht gibt, wird in Abs. 2 das Verwaltungsverfahrensrecht 
des Bundes für sinngemäss anwendbar erklärt. Daraus folgt beispielsweise, dass das Be-
schlussorgan vor seinen Entscheiden die betroffenen Kantone und Spitäler anzuhören müssen 
(Art. 29 ff. des Bundesgesetzes über das Verwaltungsverfahren [SR 172.021; abgekürzt 
VwVG)].  
 
Art. 13 Beitritt und Austritt 

Mit der Mitteilung an die GDK tritt ein Kanton formell der IVSHM bei. Ein beigetretener Kanton 
kann wieder austreten. Der frühestmögliche Zeitpunkt der Austrittserklärung wird auf fünf Jahre 
nach Inkrafttreten der Vereinbarung und für später beigetretene Kantone auf den Ablauf von 
fünf Jahren nach erfolgtem Beitritt festgelegt. 
 
Art. 14 Berichterstattung 

Das Beschlussorgan wird den Kantonen über seine Tätigkeit Bericht erstatten.  
 
Art. 15 und 16. Inkrafttreten 

Für das Inkrafttreten der Vereinbarung ist erforderlich, dass alle fünf Kantone mit Universitäts-
spitälern beitreten und wenigstens 12 andere Kantone. Die Vereinbarung wird auf unbestimmte 
Dauer geschlossen, tritt aber ausser Kraft, wenn die Zahl der Mitglieder unter 17 fällt oder 
wenn einer der Kantone mit Universitätsspital seinen Austritt erklärt. 
 
Art. 17 Änderungen der IVHSM 

Aufgrund veränderter Rahmenbedingungen können sich bei der IVHSM Anpassungen auf-
drängen. Das Quorum von drei Vereinbarungskantonen für das Verlangen nach einer Ände-
rung ist so tief angesetzt, weil dadurch auch Minderheiten eine Revision in Gang setzen kön-
nen. Änderungen können erst dann in Kraft treten, wenn der geänderten Vereinbarung alle 
Vereinbarungskantone beigetreten sind. Damit wird das Entstehen verschiedenen paralleler 
Regelungen vermieden, denn andernfalls würde für die Vereinbarungskantone, die der Ände-
rung zugestimmt haben, die geänderte Vereinbarung gelten, und für diejenigen, die das nicht 
getan haben, die ursprüngliche Vereinbarung weiter gelten. 
 
 

6. Antrag 

Wir beantragen Ihnen, Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren, auf den Kantonsrat-
beschluss über die Genehmigung des Regierungsbeschlusses über den Beitritt des Kantons 
St.Gallen zur Interkantonalen Vereinbarung über die hochspezialisierten Medizin einzutreten.  
 
 
    Im Namen der Regierung, 
    Die Präsidentin: 
    Kathrin Hilber 
 
    Der Staatssekretär: 
    Martin Gehrer 
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Beilage 1 
 

Glossar   
 
 
BAG Bundesamt für Gesundheit 
BBl  Bundesblatt 
BGG  Bundesgesetz über das Bundesgericht (SR 173.110) 
BV  Bundesverfassung (SR 101) 
CICOMS Interkantonale Kommission «Konzentration der hochspezialisierten Medizin»  
FiLaG Bundesgesetz über den Finanz- und Lastenausgleich (SR 613.2)  
GDK Schweizerische Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und 

-direktoren 
GesG  Gesundheitsgesetz (sGS 311.1) 
IRV  Rahmenvereinbarung für die interkantonale Zusammenarbeit mit Lastenausgleich 

(sGS 813.31)  
IVHSM Interkantonale Vereinbarung über die hochspezialisierte Medizin vom 14. März 

2008  
IVKKM Interkantonale Vereinbarung über die Koordination und Konzentration der 

hochspezialisierten Medizin vom 25. November 2004 
KV Kantonsverfassung (sGS 111.1) 
KVG Bundesgesetz über die Krankenversicherung (SR 832.10)  
NFA  Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung zwischen Bund 

und Kantonen  
OKP obligatorische Krankenpflegeversicherung nach KVG  
SUK Schweizerische Universitätskonferenz  
VwVG Bundesgesetz über das Verwaltungsverfahren (SR 172.021) 
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Beilage 2 
 
 

Interkantonale Vereinbarung über die hochspezialisierte Medizin 
 
 
von 14. März 2008 
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Beilage 3 
 
 

Erläuternder Bericht der Schweizerischen Konferenz der kantonalen 
Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren  
 
 
vom 14. März 2008 
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Beilage 4 
 

Regierungsbeschluss  
über den Beitritt des Kantons St.Gallen zur Interkantonalen Vereinbarung 
über die hochspezialisierte Medizin  
 
 
vom 6. Mai 20082 
 
 
Die Regierung des Kantons St.Gallen 
 
erlässt 
 
gestützt auf Art. 74 Abs. 2 Bst. a der Kantonsverfassung vom 10. Juni 20013 

 
als Beschluss: 
 
 
1.  Der Kanton St.Gallen tritt der Interkantonalen Vereinbarung über die hochspezialisierte 

Medizin vom 14. März 2008 bei.  
 
2.  Dieser Erlass bedarf der Genehmigung des Kantonsrates.4 
 
 
    Im Namen der Regierung, 
    Die Präsidentin: 
    Kathrin Hilber 
 
    Der Staatssekretär: 
    Martin Gehrer 
 

                                                
2 In Vollzug ab .... 
3  sGS 111.1. 
4  Art.  49 Abs. 1 Bst. b KV, sGS 111.1. 
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Kantonsrat St.Gallen   26.08.02 
 

 
 

Kantonsratsbeschluss  
über die Genehmigung des Regierungsbeschlusses  
über den Beitritt des Kantons St.Gallen zur Interkantonalen Vereinbarung 
über die hochspezialisierte Medizin 
 
 
Entwurf der Regierung vom 6. Mai 20085 
 
 
Der Kantonsrat des Kantons St.Gallen 
 
hat von der Botschaft der Regierung vom 6. Mai 20086 Kenntnis genommen und 
 
erlässt 
 
gestützt auf Art. 65 Bst. c der Kantonsverfassung vom 10. Juni 20017 
 
als Beschluss: 
 
 
1.  Der Regierungsbeschluss vom ... über den Beitritt des Kantons St.Gallen zur Interkantona-

len Vereinbarung über die hochspezialisierte Medizin wird genehmigt.  
 
2.  Dieser Erlass untersteht dem fakultativen Referendum8. 
 

 
 

                                                
5 In Vollzug ab .... 
6 ABI ... 

7 sGS 111.1. 
8 Art. 5 Bst. b RIG, sGS 125.1. 
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